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I 0143/2018 (VWD) 

Interpellation Markus Spielmann (FDP.Die Liberalen, Starrkirch-Wil): Volksmanipula-

tion für ein neues kantonales Energiegesetz? (07.11.2018)  

 

Der Regierungsrat wird höflich um Beantwortung der folgenden Fragen gebeten: 

1. Wer erteilte wann dem Institut gfs.bern den Auftrag, eine Nachanalyse zur kantonalen 

Volksabstimmung vom 10. Juni 2018 über die Teilrevision des Energiegesetzes zu erstellen 

und wer ist zu welchem Zeitpunkt über diesen Auftrag in Kenntnis gesetzt worden? 

2. Gestützt auf welche Kompetenzen und Rechtsgrundlagen wurde der Auftrag zur Nacha-

nalyse erteilt? 

3. Wieviel hat die Studie mit 1'000 Telefonbefragungen gekostet und welchem Kredit und 

Budget wurden diese Kosten belastet? 

4. Welches Ziel wurde mit der Nachanalyse verfolgt? 

5. Ist der Regierungsrat der Auffassung, dass ein von der Vorlage «nicht überfordertes 

Stimmvolk» seiner Vorlage zugestimmt hätte? 

6. Hat zwischenzeitlich der Regierungsrat, ein Departement oder eine kantonale Amtsstelle 

eine Ausschreibung oder eine Einladung zur Durchführung einer PR-Kampagne vorge-

nommen, um im Hinblick auf eine erneute Volksabstimmung in gleicher Sache (Revision 

des kantonalen Energiegesetzes) die Stimmberechtigten unter dem Vorwand, sie aufzu-

klären, zugunsten einer solchen Vorlage zu beeinflussen?  

7. Welche Kosten wurden für eine solche Kampagne vorgesehen, welcher Kostenrahmen ist 

in der Ausschreibung/Einladung vorgegeben und welchem Kredit und Budget sollen die 

Kosten belastet werden? 

8. Welche weiteren Massnahmen wurden ergriffen oder sollen noch ergriffen werden, um 

die Stimmberechtigten für die Zukunft auf einen energiepolitischen Kurs, wie ihn sich der 

Regierungsrat vorstellt, zu bringen? 

9. War im Zeitpunkt der Auftragserteilung oder ist schon im heutigen Zeitpunkt vorgesehen, 

eine neue Vorlage zur Revision des kantonalen Energiegesetzes auszuarbeiten? 

10. Soll das Solothurner Stimmvolk im Hinblick auf eine solche Vorlage mittels einer staatli-

chen Kampagne manipuliert werden? 

 

Begründung 07.11.2018: schriftlich. 

 

Am 10. Juni 2018 erteilten 46'738 Stimmberechtigte (oder 70,48% der an der kantonalen 

Volksabstimmung Teilnehmenden) der Teilrevision des kantonalen Energiegesetzes eine deut-

liche Abfuhr. Im Nachgang zur Abstimmungsniederlage verkündete der Regierungsrat mit 

einer Medienmitteilung (vom 21. September 2018), dass das Volkswirtschaftsdepartement 

eine Nachanalyse zur kantonalen Volksabstimmung habe durchführen lassen, welche auf der 

offenbar als repräsentativer als der Volksentscheid angesehenen Befragung von nur 1'000 

Personen basierte. Als Quintessenz stellte das durchführende Institut gfs.bern sinngemäss 

fest, dass das Stimmvolk überfordert war, sofern es überhaupt an der Abstimmung teilnahm. 

Die Wählerinnen und Wähler aus SP und CVP seien ihren Parteispitzen nicht gefolgt und hät-

ten das Gesetz ebenfalls mehrheitlich abgelehnt. Ferner wurde – möglicherweise als Gefällig-

keitsgutachten zugunsten der Auftraggeberin – vom gfs.bern die Feststellung herausgestri-

chen, dass das Stimmvolk selbstverständlich die Energiestrategie von Bund und Kanton weiter 

unterstütze. Letztlich überrascht das wenig, wird in der Studie doch festgehalten, dass «der 



Auftraggeber […] während der Fragebogenkonstruktion weitgehende Mitsprachemöglichkei-

ten» hatte. Bei dieser Ausgangslage stellt sich die Frage, wer den Auftrag zu dieser Studie 

erteilte, und ob die für das Geschäft zuständige vorberatende kantonsrätliche Kommission 

über dieses Vorgehen ins Bild gesetzt worden ist. 

Als Reaktion auf die Studie ging ein Aufschrei durch die Medien und es wurde die Frage in 

den Raum gestellt, ob nun noch mehr unsachliche Staatspropaganda droht, nachdem schon 

die ungewöhnlich desinformierende, offizielle Kampagne des Kantons im Vorfeld der Ab-

stimmung vom 10. Juni 2018 in verschiedener Hinsicht kritisch beurteilt worden war. Aus gut 

unterrichteter Quelle ist nunmehr zu erfahren, dass der Kanton tatsächlich eine Ausschrei-

bung/Einladung für einen PR-Auftrag mit einem sechsstelligen Auftragsvolumen vorgenom-

men haben soll. Ziel dieser Kampagne soll offenbar sein, das (angeblich überforderte und 

nicht linientreue) Stimmvolk für eine weitere Abstimmung auf Kurs zu bringen. Daraus ergibt 

sich sodann automatisch die Frage, ob die Regierung präventive Staatspropaganda betreibt, 

um dereinst eine Mehrheit für etwas zu finden, was ohne eine solche Manipulation vom Volk 

gar nicht gewollt wäre. Folgefrage ist natürlich, was eine solche Volksmanipulation den falsch 

abstimmenden Steuerzahler kosten soll. 

 

Unterschriften: 1. Markus Spielmann, 2. Christian Scheuermeyer, 3. Marianne Meister, Richard 

Aschberger, Johanna Bartholdi, Hubert Bläsi, Matthias Borner, Hans Büttiker, Daniel Cartier, 

Enzo Cessotto, Roberto Conti, Jacqueline Ehrsam, Walter Gurtner, Peter Hodel, Michael 

Kummli, Beat Künzli, Georg Lindemann, Beat Loosli, Christine Rütti, Andreas Schibli, Heiner 

Studer, Kuno Tschumi, Christian Werner, Beat Wildi, Mark Winkler (25) 


